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E in bedeutsamer Grund für 
die positive Atmosphäre 
war die Ankündigung von 
Bundesgesundheitsminis-

ter Hermann Gröhe, die Vergütung 
der Rezepturen und die Dokumenta-
tionen bei der Betäubungsmittel-Ab-
gabe anzuheben. Konkret bedeutet 
dies, dass die Apotheker etwa 100 
Millionen Euro pro Jahr zusätzlich 
erhalten. Für PTA ein Indiz, dass ihr 

Arbeitsplatz wieder ein wenig siche-
rer geworden ist.
Selbstverständlich spielte auch im 
Lagebericht des ABDA-Präsidenten 
Friedemann Schmidt die Politik eine 
zentrale Rolle, zumal im kommen-
den Jahr Bundestagswahlen anste-
hen. Für ihn stehen drei Kriterien 
zur Beurteilung der verschiedenen 
Wahlprogramme im Vordergrund:

1.  �Stehen die Parteien „zur ungeteil-
ten fachlichen Verantwortung“ 
der Apotheker?

2.  �Bekennen sie sich zur „wohnort-
nahen, inhabergeführten öffentli-
chen Apotheke?

3.  �Werden sie das Vergütungssys-
tem so gestalten, dass die flächen-
deckende Versorgung gesichert 
bleibt und dem „Berufsnach-
wuchs eine glaubwürdige Zukunft 
eröffnet“ wird?

Kritik am Medikationsplan An 
die Adresse von Minister Gröhe ge-
wandt, äußerte Schmidt im Hinblick 
auf den Medikationsplan Kritik. So 
stufte er den Wert des aktuellen Me-
dikationsplans mit der von ihm ver-
wendeten Begrifflichkeit „Medika- 
tionsliste“ deutlich herab und sprach 
von „einer absolut unbefriedigenden 
Situation“ und der Erwartung einer 
„unbedingt notwendigen Weiterent-
wicklung“. Der Apothekerpräsident 
betonte, dass ein „wirklicher Medi-
kationsplan vollständig sein muss“. 
Ohne es auszusprechen, zielte dieser 
Hinweis darauf ab, dass die Ärzte ge-
meinsam mit den Apothekern den 
Medikationsplan pflegen müssten. 
Auch wenn PTA bei diesem Projekt 
kaum eingebunden sein werden, ist 
es doch indirekt von großer Bedeu-
tung, dass in diesem Kontext die 
Rolle der Apotheke gestärkt wird.
Vor dem Hintergrund, dass es Ver-
suche interessierter Kreise im Lager 
der ausländischen Versandhandels- 
apotheken gibt, die einheitliche Preis- 
verordnung von verschreibungs-
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Um es gleich vorwegzunehmen: Die Stimmung auf dem Deutschen Apothekertag  
war überwiegend gut, auch wenn es natürlich immer Stichpunkte wie etwa den  
Medikationsplan gibt, die im Sinne der Apotheker besser gelöst werden könnten.
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pflichtigen Fertigarzneimitteln zu 
unterlaufen, um im Wettbewerb ge- 
gen die Präsenzapotheken im Vorteil 
zu sein, äußerte Schmidt große Be-
denken: „Einem Wettbewerb um 
Qualität und Zuverlässigkeit stellen 
wir uns gerne, ein Wettbewerb um 
Dumpingpreise hat am Ende nur 
Verlierer“ und wird von den Apo-
thekern deshalb konsequent abge-
lehnt. (Anmerkung der Redaktion: 
Siehe dazu auch S. 156: Kommentar 
zum inzwischen ergangenen Urteil 
des Europäischen Gerichtshofes)

Lob an die Politik Lobende Worte 
fand der Apothekerpräsident für die 
Arbeit der Bundesregierung, zu- 
mal diese die „ordnungspolitischen 
Grundsätze unseres Apothekensys-
tems in den vergangenen Jahren 
nicht in Frage gestellt“ hat. Ältere 
Leserinnen und Leser wissen, dass 
dem nicht immer so war, und erin-
nern sich an die Debatte um die Auf-
hebung des Fremd- und Mehrbe- 
sitzverbotes.
Auch wenn die Vergütungssituation 
– wie eingangs erwähnt – aktuell 
eher positiv zu bewerten ist, richtete 
Schmidt bei diesem Thema mah-
nende Worte an die Politik: „Die  
eigentliche Herausforderung, ein 
planbares und zukunftssicheres Ver-
gütungssystem zu gestalten, liegt 
aber noch vor uns“ und sollte in der 
kommenden Legislaturperiode ange-
gangen werden. Hier wäre zu fragen, 
ob in diesem Kontext auch an die 
Vergütung der PTA gedacht wird.

Selbstkritische Fragen Gleich 
eine Fülle anscheinend selbstkriti-
scher Fragen adressierte Schmidt an 
die eigene Organisation: „Warum 
sind wir nach 24 Monaten nicht 
schon weiter auf dem Weg zu dem 
modernen, zukunftssicheren Beruf, 
den wir 2014 beschrieben haben? 
Warum tragen nicht wir die Verant-
wortung für den Medikationsplan, 
sondern immer noch die Ärzte? 
Warum findet ARMIN nicht schon 
überall statt, sondern erst in zwei 
Bundesländern? Warum ist die Aus-
bildungsreform noch nicht gediehen, 

warum haben wir ein Nachwuchs-
problem, warum schließen mehr 
Apotheken als neue eröffnet wer-
den?“ Leider war bei der Frage nach 
dem Nachwuchsproblem nicht ganz 
klar, ob Schmidt dabei nur Apothe-
ker oder eben auch PTA im Visier 
hatte.
Für die generellen Antworten auf 
seine rhetorischen Fragen fand der  
ABDA-Chef die Metapher einer Berg- 
besteigung. Die deutsche Apothe- 
kerschaft ist dabei in seinen Augen 
eine eher weniger trainierte Seil-
schaft und gleicht „mehr einer in Al- 
ter und Leistungsfähigkeit sehr diffe-
renzierten Reisegruppe“. Für ihn als 
Reiseleitung bedeutet dies, dass nie-
mand zurückgelassen werde und 
man das Ziel entweder gemeinsam 
„oder gar nicht“ erreichen werde.
Als Lobbyist erinnerte Schmidt auch 
daran, dass Apotheker im Vergleich 
zur Ärzteschaft eine kleine Gruppe 
sind: „Wir sind nicht viele: 60 000  
im Vergleich zu 360 000 Ärztinnen 
und Ärzten. Wir sind nicht verant-
wortlich für mehr als 30 Prozent der 
GKV-Ausgaben, wie die Kranken-
häuser, sondern für weniger als drei 
Prozent.“

Gesundheitssystem wird eher 
kritisch wahrgenommen Dass 
man dennoch stark sei, machte 
Schmidt an zwei Punkten fest: dem 
inneren Zusammenhalt und dem 
Vertrauen der Menschen. Schmidt 
wies darauf hin, dass „82 Millionen 
Menschen unsere Arbeit brauchen, 
suchen und schätzen.“ Dennoch 
herrscht unter den Deutschen in 
Bezug auf die Zukunft des Gesund-
heitssystems eine gewisse Skepsis. 
Laut einer aktuellen Allensbach- 
Umfrage finden zwar 93 Prozent der 
Befragten die Gesundheitsversor-
gung in Deutschland gut oder sehr 
gut, aber „nur 24 Prozent glauben, 
dass dies auch in Zukunft so bleiben 
wird“. Weniger als die Hälfte der be-
fragten Personen ist der Ansicht, 
dass es künftig wirksamere Medika-
mente geben könnte. Nur 42 Prozent 
sind der Auffassung, dass „der medi- 
zinische Fortschritt zu besserer Diag- 

nostik und Behandlung und da- 
mit zu Kosteneinsparungen führen 
könnten“.
Dass diese Zukunftsangst weitge-
hend unbegründet ist, zeigt eine  
Untersuchung des Verbandes der 
Forschenden Arzneimittelhersteller 
(VFA) aus dem Jahr 2015. Demnach 
erwarten die Experten, dass bis 2019 
„über 300 neue Arzneimittelprojekte 
für 120 Krankheiten zur Zulassung 
gebracht werden könnten, davon fast 
180 neue Wirkstoffe.“
Schmidt warnte in diesem Zusam-
menhang davor, Arzneimittel aus-
schließlich auf „den Kostenaspekt zu 
reduzieren“. Der Präsident hob viel-
mehr den gesamtgesellschaftlichen 
Nutzen hervor und nannte als posi-
tive Beispiele von Arzneimitteln die 
Möglichkeit, einen Krankenhausauf-
enthalt überflüssig werden zu lassen 
oder die Vermeidung von belasten-
den Operationen.
Obwohl Schmidt die Sorgen der Fi-
nanzierbarkeit innovativer Arznei-
mittel ernst nimmt, plädiert er doch 
für „eine Politik mit Augenmaß“ und 
wies darauf hin, dass das Finan- 
zierungssystem der Krankenkassen 
auch in der Vergangenheit solche 
Herausforderungen „bestanden hat 
und sie auch in Zukunft bestehen“ 
wird.

Ärgerliche Lieferengpässe Un-
zufrieden zeigte sich der ABDA- 
Präsident allerdings in Bezug auf das 
Thema Liefersicherheit und forderte 
Minister Gröhe auf, zu handeln: 
„Noch sorgen wir mit großer Mühe 
dafür, dass aus Lieferengpässen kei- 
ne Versorgungsengpässe werden. 
Gedankt wird es uns seitens der Kos-
tenträger mit einer absurden Ab-
rechnungsbürokratie. Hier brauchen 
wir in Zukunft deutlich mehr Unter-
stützung“. Dass gerade auch die PTA 
bei Lieferengpässen sich mit verär-
gerten Patienten auseinandersetzen 
müssen, sagte der Präsident (leider) 
nicht.  ■

Claus Ritzi, 
Pharmajournalist (wdv)
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D er Schock saß tief, 
als am Mittwoch, 
den 19. Oktober, 
vom Europäi-

schen Gerichtshof (EuGH) ver-
kündet wurde, dass die ver- 
schreibungspflichtigen Medika-
mente für ausländische Wettbe-
werber von der Preisbindung 
befreit werden. Dass die ABDA 
darauf mit „Entsetzen“ reagier- 
te, ist überaus verständlich, 
zumal die Preisbindung für Rx- 
Arzneimittel für die deutschen 
Präsenzapotheken weiterhin 
gültig ist und somit ganz klar 
eine ungerechte Wettbewerbs-
verzerrung stattfindet – eine 
Inländerdiskriminierung der 
deutschen Apotheken. Soweit 
die Binnensicht.
Aus Sicht eines chronisch kran-
ken Parkinson-Patienten etwa 
sieht die Sache aber schon ganz 
anders aus: Er ist erleichtert, 
dass er für seine teuren Medika-
mente Rx-Boni beispielsweise 

bei DocMorris erhält. Tatsäch-
lich hatte der fixe Versand-
händler sofort nach der Ur- 
teilsverkündung eine Kampa-
gne am Start, die mit Preisnach-
lässen warb. Auf Seiten der 
ABDA dagegen war lediglich 
ein verzweifelter, an die Politik 
gerichteter Hilferuf zu hören, 
man möge doch jetzt bitte den 
Versandhandel mit verschrei-
bungspflichtigen Medikamen-
ten verbieten. ABDA-Präsident 
Friedemann Schmidt sollte wis-
sen, dass diese Forderung aller 
Wahrscheinlichkeit nach ver-
puffen wird und nichts weiter 
ist als frommes Wunschdenken. 
Gab es wirklich keine andere 
Option, als diese Nebelkerze zu 
werfen? Während nämlich re-
nommierte juristische Experten 
vor dem Urteil davon aus- 
gingen, dass der Fall so durch-
aus eintreten könnte, ignorierte 
man bei der Standesvertretung 
diese Gefahr offenbar komplett. 
Völlig ungeniert ließ man ver-
lauten, für die jetzige Situation 
„keinen Plan B“ in der Tasche 
zu haben. Über diese Aussage 
kann man nur den Kopf schüt-
teln. Ist es nicht die originäre 
Aufgabe einer berufspolitischen 
Standesvertretung für jegliche 
nur denkbare Situation eine 
Handlungsalternative zu ha- 
ben? Übrigens haben die Apo-
theker-Lobbyisten vor gar nicht 
allzu langer Zeit schon einmal 
einen Flop abgeliefert: So müs-
sen die deutschen Pharmazeu-
ten in Sachen Medikationsplan 
derzeit zuschauen, wie die Ärzte 

dieses Themengebiet dominie-
ren. Auch vor diesem Hinter-
grund hätte ihnen ein zweiter 
Fehler in dieser Dimension ein-
fach nicht passieren dürfen.
Dass diese Fehler gemacht wur-
den, ist allerdings kaum ver-
wunderlich, wenn man sich das 
Selbstbild der ABDA vor Augen 
führt. So hatte ihr Präsident ge-
rade auf dem Apothekertag 
seine Mission mit einer Berg- 
tour verglichen, bei der man 
den Gipfel mit einer in ihrer 
Leistungsfähigkeit völlig dispa-
raten Reisegruppe – also den 
Apothekern – gemeinsam oder 
„gar nicht“ erklimmen werde. 
Wäre ich ein Apotheker, hätte 
ich von meinen Standesvertre-
tern ein völlig anderes Anforde-
rungsprofil erwartet: Nämlich, 
dass sie als Späher und Vorhut 
den Dschungel des globalen Ge-
sundheitsmarktes nach Chan-
cen und Möglichkeiten durch- 
kämmen. 
Das Rx-Boni-Desaster könnte 
nun – sollten sich die politi-
schen Rahmenbedingungen 
nicht ändern – tatsächlich zu  
einem spürbaren Apotheken- 
sterben führen, da insbesondere  
kleinere Apotheken den Wett-
bewerb mit DocMorris und Co. 
vermutlich verlieren werden. 
Fatalerweise haben auch weite 
Kreise der Bevölkerung keiner-
lei Mitleid mit den Apothekern 
und verweisen darauf, dass man 
sich in allen Branchen dem 
Wettbewerb stellen muss. Ohne 
ein politisches Supertalent zu 
sein, hätte man erkennen kön-

nen, dass der Trend zur Globa-
lisierung auch bedeutet, dass 
Handelshemmnisse mehr und 
mehr abgebaut werden – und 
somit das Urteil gar nicht so 
überraschend kam, wie es nun 
von den Standesvertretern sug-
geriert wird. So derartig über-
rascht kann nur derjenige sein, 
der jahrelang in einer gemütlich 
geschützten Nische vor sich 
hingelebt hat.
Aber was wäre denn die Alter-
native gewesen, wenn die Stan-
desvertretung nicht so beam- 
tenmäßig agiert hätte, wie sie es 
nun einmal getan hat? Dann 
hätte sie mit derselben Kampa-
gnen-Wucht mit der die Doc-
Morris-Strategen agieren, der 
Bevölkerung viel intensiver ver-
mitteln müssen, dass die per-
sönliche Beratung beispiels- 
weise auch für chronisch kranke 
Menschen unersetzlich ist. Und 
selbstredend hätten die Lob-
byisten schon vor Jahren mit 
massivem Nachdruck und kla-
ren Konzepten von der Politik 
fordern müssen, Beratungs- 
leistungen auch angemessen zu 
vergüten. Wenn es nämlich 
nicht mehr nur um den Verkauf 
von Arzneimitteln geht, wäre 
auch die kleinste Apotheke 
noch in der Lage, in Konkur-
renz zu mehr oder weniger  
anonymen Versendern zu tre-
ten.  ■

Überraschend ratlos
von Claus Ritzi 
Pharmajournalist (wdv)
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www.facebook.com/ptainderapotheke
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